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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes textlich festgesetzt: 

A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEM. § 9 BAUGB I.V.M. §§ 1 BIS 23 BAUNVO 

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Hinweis: Zur Unterscheidung von Gebieten gleicher Nutzung jedoch mit unterschiedli-

chen Festsetzungen wird das Sondergebiet in der Planzeichnung und nachfolgend in 

den textlichen Festsetzungen in die Bereiche SO 1 und SO 2 differenziert. Wird auf 

diese Unterscheidung nicht explizit hingewiesen, gelten die Festsetzungen für beide 

Bereiche. 

1.1 SO 1 = Sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO 

1.1.1 Gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO wird als Zweckbestimmung für das Sondergebiet SO 1 
„Nahversorgungsrelevanter Einzelhandel“ festgesetzt. 

1.1.2 Zulässig im SO 1 ist:  

▪ Großflächige Lebensmitteldiscounter einschließlich ergänzender, der Verkaufsflä-
che des Lebensmitteldiscounters untergeordneter Verkaufsbereiche (wie z.B. Bä-
ckerei etc.) ausschließlich für den Verkauf von nahversorgungsrelevanten Sortimen-
ten entsprechend der der „Sortimentsliste von Alsenz-Obermoschel“ (siehe hierzu 
Anlage S. 11f.): 

Weitere Sortimente sind auf maximal 15 % der Verkaufsfläche zulässig.  

Zulässig ist eine Verkaufsflächenzahl (Vfz) von 0,2323 Vfz1.  

▪ Weiterhin sind im SO 1 zulässig: 

- dem Lebensmitteldiscounter zugeordnete Flächen für Lager, Sozialräume, 
Büro und Verwaltung, 

- Stellplätze und Nebenanlagen, die den zulässigen Nutzungen im Bereich des 
Sondergebietes SO 1 sowie des SO 2 dienen. 

1.1.3 Eigenständige gewerbliche Anlagen der Fremdwerbung sind nur ausnahmsweise zu-
lässig. 

1.2 SO 2 = Sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO 

1.2.1 Gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO wird als Zweckbestimmung für das Sondergebiet SO 2 
„Einzelhandel und Dienstleistung / Gewerbe“ festgesetzt. 

1.2.2 Zulässig sind in den Teilbereichen „a“ und „b“ des SO 2 

▪ Handwerksbetriebe, 

▪ Dienstleistungsbetriebe, 

▪ Gewerbebetriebe, 

▪ den Betrieben zugeordnete Flächen für Lager, Sozialräume, Büro und Verwaltung, 

▪ Gebäude und Räume für freie Berufe sowie 

▪ Stellplätze und Nebenanlagen, die den zulässigen Nutzungen im Bereich des Son-
dergebiets SO 2 sowie des SO 1 dienen. 

                                                           
1  Mit der Festsetzung einer sogenannten Verkaufsflächenzahl wird die maximal zulässige Verkaufsfläche im 

Sonstigen Sondergebiet SO 1 auf 0,2323 m² Verkaufsfläche je 1,00 m² Bauland im Sinne des § 19 Abs. 3 
BauGB begrenzt. Damit wird die maximal zulässige Verkaufsfläche im festgesetzten Sondergebiet SO 1 (Größe 
des Sondergebiets SO 1 gemäß CAD-Messung 5.114 m²) auf 1.188 m² als Höchstwert begrenzt. 
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1.2.3 Darüber hinaus sind im Teilbereich „a“ des SO 2 zulässig: 

▪ nicht-großflächige Einzelhandelsbetriebe sowie sonstige Handelsbetriebe mit ei-
ner maximalen Verkaufsfläche von 600 m² je Betrieb, 

1.2.4 Eigenständige gewerbliche Anlagen der Fremdwerbung sind im SO 2 nur ausnahms-
weise zulässig. 

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

2.1 Grundflächenzahl (GRZ) (§ 16 und § 19 BauNVO) 

siehe Planzeichnung 

2.1.1 Ergänzend wird bestimmt, dass 

▪ im SO 1 gemäß § 19 Abs. 4 S. 3 BauNVO die zulässige Grundfläche durch die in 
§ 19 Abs. 4 S. 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu einer Grundflächenzahl 
von maximal 0,75 überschritten werden darf. 

▪ im SO 2 gemäß § 19 Abs. 4 S. 3 BauNVO die zulässige Grundfläche durch die in 
§ 19 Abs. 4 S. 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu einer Grundflächenzahl 
von maximal 0,6 überschritten werden darf. 

2.2 Geschossflächenzahl (GFZ) (§ 16 und § 20 BauNVO) 

siehe Planzeichnung 

2.3 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 und § 18 BauNVO) 

2.3.1 Allgemeine Bestimmungen 

▪ Als Bezugspunkt 0,0 m für die Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen wird die 
Bestandshöhe an der in der Planzeichnung als „Höhenfestpunkt“ bezeichneten 
Koordinate (UTM-Koordinatensystem ERTS89 / UTM Zone 32: x = 414497,40, y = 
5509879,70) bestimmt. 

▪ Die in der Planzeichnung festgesetzte maximale Gebäudehöhe (GHmax) wird defi-
niert als das senkrecht an der Außenwand gemessene Maß zwischen dem jewei-
ligen Bezugspunkt 0,0 und dem höchsten Punkt der Dachkonstruktion (bei Flach-
dächern incl. Attika). Zu messen je Einzelgebäude in der Mitte der Außenwand, 
die dem Bezugspunkt am nächstgelegen ist. 

2.3.2 Gebäudehöhen 

▪ Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans wird eine maximale Gebäudehöhe 
(GHmax) von 10,0 m festgesetzt. 

▪ Für Nebenanlagen und Einrichtungen, die räumlich-funktional der Hauptnutzung 
und dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke selbst die-
nen und die seiner Eigenart nicht widersprechen, können hiervon ausnahmsweise 
abweichende Maße zugelassen werden.  

▪ Allgemein zulässig ist eine Überschreitung der zulässigen maximalen Gebäude-
höhe für Dachaufbauten und untergeordnete technische Nebenanlagen (wie z.B. 
haustechnische Anlagen, Technikaufbauten, Antennen und Ähnlichem) bis zu ei-
ner Höhe von 2,0 m auf bis zu 10 % der Grundfläche der baulichen Anlage. 
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3 Bauweise sowie überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

3.1 Bauweise 

3.1.1 Im Plangebiet wird die Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO als abweichende Bau-
weise festgesetzt und zwar wie folgt: Zulässig sind, i.S.d. offenen Bauweise, Gebäude 
mit seitlichem Grenzabstand jedoch ohne Längenbegrenzung. 

3.2 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

3.2.1 Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden in der Plan-
zeichnung durch Baugrenzen i.S.v. § 23 Abs. 3 BauNVO bestimmt. 

3.2.2 Die Errichtung von Anlagen zur Unterbringung von Einkaufswagen, Fahrradabstellan-
lagen und Ähnlichem, sowie von Standorten für Müllbehälter / Müllcontainer sind auch 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, nicht jedoch innerhalb der 
in der Planzeichnung gekennzeichneten Bauverbortszone zur Bundessstraße B420 
und auch nicht im rückwärtigen Grundstücksbereich nördlich der Baugrenze. 

3.2.3 Im Plangebiet sind nur Stellplätze zulässig. Diese sind sowohl innerhalb, als auch au-
ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, nicht jedoch im rückwärtigen 
Grundstücksbereich nördlich der Baugrenze. 

3.2.4 Im SO 2 dürfen Vordächer die südliche Baugrenze bis zu 4,0 m überschreiten. 

 

4 Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

siehe Planzeichnung 

4.1.1 Die Ausbildung von Zuwegungen für Radfahrer und Fußgänger ist hingegen allgemein 
zulässig. 

5 Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

siehe Planzeichnung 

6 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1Nr. 20 BauGB), Flächen für die Regelung 
des Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB) sowie Festsetzungen für das 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs.1 
Nr. 25 a BauGB) 

Hinweis: Die nachfolgend aufgeführten Maßnahmen waren bereits Teil des Bebau-

ungsplanes „Gewerbegebiet nördlich der B420 - 1. Erweiterung“ und werden in den 
hier in Rede stehenden Bebauungsplan übernommen. 

6.1.1 Die Pflanzlisten sind Bestandteil des Bebauungsplans und unter Kapitel E gesondert 
abgedruckt. 

6.1.2 Räumlicher Geltungsbereich Teil 1: 

▪ Im gesamten Plangebiet sind Böschungsflächen mit einheimischen, standortge-
rechten Sträuchern und Bäumen gemäß Pflanzliste (siehe Kapitel E) zu bepflan-
zen. 

▪ Auf Stellplatzanlagen im Plangebiet ist je 6 Stellplätze ein Laubbaumhochstamm 
gem. Pflanzliste (siehe Kapitel E) in direkter Zuordnung zu den Stellplätzen zu 
pflanzen. 
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▪ Mindestens 20 % der Grundstücksfläche im Plangebiet sind zu begrünen. Von die-
sem Maß kann abgewichen werden, wenn in entsprechendem Umfang Dachbe-
grünungen durchgeführt werden. 

▪ M1: Auf dem Flurstück Nr. 1190 sind 15 Obstbäume als Hochstamm zu pflanzen 
und dauerhaft zu unterhalten. Die Wiese ist extensiv zu pflegen (2-malige Mahd 
pro Jahr). Zur Abfangung des auf das Plangebiet zuströmenden Außengebiets-
wassers ist an der nördlichen Bebauungsplangrenze eine Mulden-Kaskade anzu-
legen. Die Einzelmulden sind mit einer Stautiefe von ca. 30 cm herzustellen. 

6.1.3 Räumlicher Geltungsbereich Teil 2: 

▪ M2: Auf der Fläche sind Maßnahmen zum Ausgleich der Wasserführung in Form 
von Bodenabtrag und Abflachung der Uferböschung vorzunehmen. Die wasser-
wirtschaftlichen Maßnahmen sind naturnah auszugestalten. Sonstige technische 
Anlagen und Einrichtungen sind nicht zulässig. Nach der Bodenmodellierung er-
folgt kein Oberbodenauftrag. Die Vegetation ist über eine weitestgehend freie Suk-
zession zu entwickeln. Die Pflegegänge sind auf das wasserwirtschaftlich unbe-
dingt erforderliche Maß zu beschränken und nur in der Vegetationsruhe durchzu-
führen. 

6.1.4 Räumlicher Geltungsbereich Teil 3: 

▪ M3: Die in der der Planzeichnung im 3. räumlichen Geltungsbereich festgesetzte 
Fläche ist mit einer standortgerechten Gräsermischung einzusäen. Durch Pflan-
zung von Hochstamm-Obstbäumen ist die Fläche als Streuobstwiese zu entwi-
ckeln. Pro 150 m² Fläche ist ein Obstbaum fachgerecht zu pflanzen, gegen Wild-
verbiss zu schützen und dauerhaft zu erhalten. Die Streuobstwiese ist einer dau-
erhaften, mindestens 20-jährigen Entwicklungspflege zu unterziehen. Sie ist ein-
mal jährlich zu mähen. Das Mähgut ist abzutransportieren. Eine extensive Bewei-
dung der Fläche ist zulässig. 

7 Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

siehe Planzeichnung 

 

B. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME (§9 ABS. 6 BAUGB) 

1 Regelungen zum Anbau an öffentliche Straßen und Schutzmaßnahmen nach 
dem Bundesfernstraßengesetz (§§ 9 ff. FStrG) 

Hinweis: Unter Berücksichtigung der Stellungnahme des LBM Worms vom 18.05.2007 

zur Zulässigkeit von Stellplätzen innerhalb der Bauverbotszone ergeht nachfolgende 

Festsetzung: 

1.1.1 Entlang der freien Strecke der B 420 finden die anbaurechtlichen Vorschriften des § 9 
ff. Bundesfernstraßengesetz Anwendung. Die Bauverbotszone von 20,0 m, gemessen 
vom äußeren befestigen Fahrbahnrand, ist bei der Errichtung von Hochbauten grund-
sätzlich einzuhalten. Die Errichtung von Stellplätzen ist hingegen in diesem Bereich, 
nach Abstimmung mit dem Straßenbaulastträger, grundsätzlich zulässig. 

1.1.2 Die Errichtung von baulichen Anlagen im Bereich bis zu 40,0 m, gemessen, vom äu-
ßeren befestigen Fahrbahnrand der B 420, unterliegt der Zustimmungspflicht der Stra-
ßenbaubehörde gemäß § 9 Abs. 2 i.V.m. Abs. 3 FStrG. 

1.1.3 Die Bauverbots- und Baubeschränkungszonen der B420 sind auch bei der Errichtung 



Alsenz Bebauungsplan „Gewerbegebiet Nördlich der B420 - 1. Erweiterung,1. Änderung“ 

  Textliche Festsetzungen 

25.11.2021 Satzungsfassung 

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de Seite 5 von 15 

von Werbeanlagen, Aufschüttungen und Abgrabungen entsprechend zu berücksichti-
gen. 

C. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
(SATZUNG ÜBER ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN IM RAHMEN DES BEBAUUNGSPLANES) 

Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan ge-
mäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Landesbauordnung (LBauO). 

Der räumliche Geltungsbereich der Satzung ist deckungsgleich mit dem räumlichen 
Geltungsbereich des Bebauungsplans. 

1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO) 

1.1.1 Als Dacheindeckung sind alle Dacheindeckungsmaterialien, mit Ausnahme von grel-
len, glänzenden oder stark reflektierenden Materialien i.S.d. § 5 LBauO („Verunstal-
tungsgebot“), zulässig. 

1.1.2 Bauliche Anlagen dürfen nicht flächenhaft mit grellen Farben und / oder stark reflektie-
renden Oberflächenstrukturen i.S.d. § 5 LBauO („Verunstaltungsgebot“) gestaltet wer-
den. 

1.1.3 Anlagen zur Energie- sowie zur Warmwassergewinnung auf dem Dach sind - unab-
hängig von ihrer konstruktiv bedingten Farbgebung - zulässig. 

1.1.4 Die maximale Gebäudehöhe darf durch Anlagen zur Energie- sowie zur Warmwasser-
gewinnung bis zu 1,0 m überschritten werden. 

2 Gestaltung der unbebauten Grundstücksflächen (§ 88 Abs.1 Nr.3 LBauO) 

2.1.1 Die nicht überbauten Grundstücksflächen der bebauten Grundstücke sind, soweit sie 
nicht als Zuwege, Zufahrten, Stellplätze oder für sonstige zulässige Nutzungen benötigt 
werden, landschaftspflegerisch bzw. gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. 

3 Werbeanlagen (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO) 

Hinweis: Unabhängig von den nachfolgenden Festsetzungen sind die Regelungen der 

§§ 9 ff. FStrG (insbesondere Bauverbots- und Baubeschränkungszonen entlang der 

B420) sind bei der Errichtung von Werbeanlagen im Plangebiet grundsätzlich zu be-

achten. 

3.1.1 Eigenständige gewerbliche Anlagen der Fremdwerbung dürfen eine Werbeflächen-
größe2 von maximal 9,0 m² aufweisen und dürfen eine Höhe von 4,5 m nicht über-
schreiten. 

3.1.2 Als Werbeanlagen, die unabhängig von Gebäuden errichtet werden, sind je Baugrund-
stück zulässig: 

▪ maximal vier Fahnen mit einer maximalen Einzelhöhe von 7,5 m und 

▪ maximal zwei Werbeanlagen in Form eines Werbepylons und / oder einer Wer-
bestele mit einer maximalen Höhe von 7,5 m und einer Ansichtsfläche je Ansichts-
seite von maximal 10,0 m² sowie 

▪ maximal drei Werbetafeln mit einer Ansichtsfläche von jeweils maximal 9,0 m². 

3.1.3 Lichtwerbungen mit bewegtem, laufendem, blendendem oder im zeitlichen Wechsel 
aufleuchtendem Licht sind nicht zulässig. 

                                                           
2  entsprechend Werbefläche Großfläche 
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4 Einfriedungen und deren Gestaltung (§ 88 Abs.1 Nr.3 LBauO) 

4.1.1 Einfriedungen sind nur in Form von Hecken und Zäunen zulässig. 

4.1.2 Zaunanlagen dürfen eine maximale Höhe von 2,00 m aufweisen. 

 

D. HINWEISE, EMPFEHLUNGEN UND GESETZLICHE VORGABEN OHNE FESTSETZUNGSCHA-

RAKTER 

1 Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG 

▪ Zur Vermeidung des Eintretens des Tötungsverbotes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG, des Störungsverbotes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG sowie des 
Beschädigungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG sind Rodungs- und Pfle-
gemaßnahmen auf den gesetzlich vorgegebenen Zeitraum Anfang Oktober bis 
Ende Februar zu beschränken. 

Ausnahmen sind in enger Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
möglich. 

2 Ordnungswidrigkeiten 

▪ Ordnungswidrig i.S.d. § 89 LBauO handelt, wer den Festsetzungen der nach § 88 
LBauO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB erlassenen Bauvorschriften zuwiderhandelt. 

3 Hinweise zum Baugrund 

▪ Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke 
(u.a. DIN 1054, DIN 4020, DIN 4124, DIN EN 1997-1 und -2) zu berücksichtigen. 

▪ Objektbezogene Baugrunduntersuchungen werden empfohlen. 

4 Schutz des Oberbodens 

▪ Vor Beginn der Bauarbeiten ist der Oberboden abzuschieben und fachgerecht bis 
zur Wiederverwendung zu lagern, um seine Funktion als belebte Bodenschicht und 
Substrat zu erhalten. Er darf nicht durch Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden 
vermischt oder überlagert werden. Die Vorgaben der DIN 18915 (schonender Um-
gang mit Oberboden) sowie der DIN 19731 (Verwertung von Bodenmaterial) sind zu 
beachten, siehe auch § 202 BauGB. Eine Verunreinigung mit Fremdstoffen ist un-
bedingt zu vermeiden.  

▪ Anfallender, unbelasteter Erdaushub ist einer Wiederverwertung zuzuführen und so-
weit wie möglich auf dem Baugrundstück selbst zur grünordnerischen Gestaltung 
(z.B. Modellierungen) zu verwenden. Ist dies nicht möglich, soll überprüft werden, 
ob sonstige, möglichst ortsnahe Verwendungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. 

5 Allgemeine Hinweise zum Schutz von Kabeltrassen und Leitungen / zur Koordi-
nation der Leitungsarbeiten und zu Erschließungsmaßnahmen 

▪ Im Hinblick auf eine mögliche gemeinsame Nutzung des unterirdischen Raums 
durch Bäume und Leitungen sind bei Neupflanzung von Bäumen bzw. Neubau von 
unterirdischen Leitungen sowie Änderungen im Bestand die einschlägigen DIN-Vor-
schriften (DIN 18920 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, 
Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ und DIN 1998 
„Unterbringung von Leitungen und Anlagen in öffentlichen Flächen, Richtlinien für 
die Planung“) sowie die Merkblätter der Deutschen Vereinigung für Wasserwirt-
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schaft, Abwasser und Abfall (DWA) (Merkblatt „DWA-M 162“), des Deutschen Ver-
eins des Gas- und Wasserfaches (DVGW) („DVGW-Merkblatt GW 125“) sowie der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) (Merkblatt „FGSV 
Nr. 939“) zum Thema „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ zu beachten.  
Andernfalls sind auf Kosten des Verursachers, in Absprache mit dem jeweiligen Lei-
tungsträger, geeignete Maßnahmen zum Schutz der Leitungen (z.B. Einbau von 
Trennwänden) zu treffen.  

▪ Im Rahmen von Erschließungs- und Baumaßnahmen ist die jeweils bauausführende 
Firma auf ihrer Erkundigungspflicht nach vorhandenen Versorgunganlagen hinzu-
weisen.  

▪ Die Träger der Ver- und Entsorgung sind frühzeitig über den Beginn der Erschlie-
ßungs- und Baumaßnahmen zu unterrichten. 

▪ Hinweise der Deutschen Telekom Technik GmbH: 

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhande-
nen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen 
(z.B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikati-
onslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweig-
kästen und Kabelschächten sowie oderirdische Gehäuse soweit freigehalten wer-
den, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren wer-
den können. Die Kabelschutzanweise der Telekom ist zu beachten. 

Planauskünfte und Einweisungen sind unter folgender Adresse einzuholen: 

Deutsche Telekom Technik GmbH 
Zentrale Planauskunft Südwest 
Chemnitzer Straße 2 
67433 Neustadt a.d. Weinstraße 
E.Mail: planauskunft.suedwest@telekom.de 

▪ Hinweise der Pfalzwerke Netz AG: 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereich Teil 2 des Bebauungsplanes befinden 
sich derzeitig keine Versorgungseinrichtungen der Pfalzwerke Netz AG. 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereich Teil 1 des Bebauungsplanes „Gewerbe-
gebiet nördlich der B 420- 1. Erweiterung, 1. Änderung“ (Plangebiet) sind derzeitig 
die nachstehend aufgeführten Versorgungseinrichtungen der Pfalzwerke Netz AG 
als Bestand zu berücksichtigen: 

lfd. Nr. Versorgungseinrichtungen 

1 20-kV-Mittelspannungskabelleitung, Pos. 310-07 

2 
0,4-kV-Niederspannungskabelleitungen, Ortsnetz Alsenz und Hauan-
schlussleitungen 

3 Richtfunkstrecke „RF 2505“ 
 

Darüber hinaus befindet sich derzeitig innerhalb des räumlichen Geltungsbereich 
Teil 3 nachstehend aufgeführten Versorgungseinrichtung der Pfalzwerke Netz AG: 

lfd. Bst. Versorgungseinrichtung 

a 0,4-kV-Niederspannungskabelleitung, Ortsnetz Alsenz  
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▪ Diese Auskunft darf nur für Planungszwecke verwendet werden. Vor Baubeginn 
muss unbedingt eine aktuelle Planauskunft über die Online Planauskunft der Pfalz-
werke Netz AG eingeholt werden, die auf der Webseite der Pfalzwerke Netz AG - 
https://www.pfalzwerkenetz. de/service/kundenservice/online-planauskunft - zur 
Verfügung steht. 

a) Versorgungseinrichtung lfd. Nr. 1 / 20-kV-Mittelspannungskabelleitung 

Der im Bebauungsplan dargestellte Verlauf der 20-kV-Mittelspannungskabellei-
tung kann Abweichungen gegenüber dem tatsächlichen Bestand aufweisen. 
Die tatsächliche Lage und somit auch die Leitungsrechte ergeben sich allein 
aus der Örtlichkeit. Die Herstellung/Änderung von baulichen Anlagen und Ne-
benanlagen sowie Anpflanzungen innerhalb des ausgewiesenen Schutzstrei-
fens der 20-kVMittelspannungskabel/Leitung ist nicht gestattet und sind alle 
ober- und unterirdischen leitungsgefährdenden Maßnahmen unzulässig. Das 
Erfordernis von Maßnahmen zur Sicherung dieser Leitung im Zusammenhang 
mit Baumaßnahmen ist frühzeitig mit dem Leitungsbelreiber abzuklären. 

b) Versorgungseinrichtung lfd. Nr. 2 / 0,4-kV-Niederspannungskabelleitun-
gen 

Im Plangebiet befinden sich, neben der in der Planzeichnung zeichnerisch fest-
gesetzten 20-kV-Mittelspannungskabelleitung, weitere unterirdische 0,4-kV-
Niederspannungskabelleitungen, die in der Planzeichnung informatorisch nicht 
ausgewiesen sind. Die tatsächliche Lage dieser Versorgungseinrichtungen 
ergibt sich allein aus der Örtlichkeit. Das Erfordernis von Maßnahmen zur Si-
cherung/Änderung dieser Versorgungseinrichtungen im Zusammenhang mit 
Erschließungs- und Baumaßnahmen ist frühzeitig mit dem Leitungsbetreiber 
abzuklären. 

c) Versorgungseinrichtung lfd. Nr. 3 / Richtfunkstrecke „RF 2505“ 

Über das Plangebiet verläuft eine Richtfunkstrecke der Pfalzwerke Netz AG, 
die in der Planzeichnung nicht ausgewiesen ist, da für die im Plangebiet fest-
gesetzten maximalen Gebäudehöhen (GHmax), sowie deren zulässiger Über-
schreitung bis zu einer Höhe von 2,0 m, keine Beeinflussungen zu erwarten 
sind. Über diese Höhen hinausgehende Einrichtungen, auch wenn diese zeit-
lich nur begrenzt aufgestellt werden sollten, bedürfen im Einzelfall der vorheri-
gen Prüfung, ob sich hierdurch eine Beeinflussung der Richtfunkstrecke ergibt, 
sowie der Zustimmung zur Errichtung durch den Belreiber der Richtfunkstrecke. 

d) Versorgungseinrichtung lfd. Buchstabe a im räumlichen Geltungsbereich 
3 (Ausgleichsfläche – Bezug auf Maßnahme M3) 

Das Mähgut ist abzutransportieren. Eine extensive Beweidung der Fläche ist 
zulässig. Restriktion im Bereich der bestehende 0,4-kV-Niederspannungska-
belleitung Im räumlichen Geltungsbereich Teil3 ist der Bestand einer 0,4-kV-
Niederspannungskabelleitung zu berücksichtigen und ergibt sich die tatsächli-
che Lage dieser Versorgungseinrichtung allein aus der Örtlichkeit. Innerhalb 
des Schutzstreifens der Kabelleitung von insgesamt 1 m (jeweils 0, 5 m beider-
seits der Leitungsachse) ist die Anpflanzung von Bäumen grundsätzlich unzu-
lässig. Weiterhin sind bei Anpflanzungen von Bäumen und tiefwurzelnden 
Sträuchern im Bereich unterirdischer Versorgungsleitungen sind die Abstands-
vorgaben der geltenden technischen Regelwerke (z.B. „Merkblatt über Bäume, 
unterirdische Leitungen und Kanäle“ der Forschungsgesellschaft für Straßen 
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und Verkehrswesen, Ausgabe 2013) zu beachten. Bei Nichteinhaltung der dort 
angegeben Abstandsvorgaben sind auf Kosten des Verursachers, in Abspra-
che mit dem Leitungsbetreiber, geeignete Maßnahmen zum Schutz der Leitun-
gen zu treffen. 

6 Altablagerungen / Altlasten 

▪ Altablagerungen oder sonstige schädliche Bodenbelastungen sind weder bei der 
Gemeinde Alsenz noch bei der Verbandsgemeinde Nordpfälzer Land bekannt. Soll-
ten wider Erwarten bei Baumaßnahmen Abfälle (z.B. Bauschutt, Hausmüll etc.) an-
getroffen werden oder sich sonstige Hinweise (z.B. geruchliche / visuelle Auffällig-
keiten) ergeben, ist die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle 
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz Kaiserslautern, umgehend zu 
informieren. 

7 Archäologische Denkmäler und Funde 

▪ Im Plangebiet sind der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion 
Landesarchäologie, Erdgeschichte erdgeschichtliche Funde und Befunde bekannt 
(Perm, Rotliegend). Hieraus ergeben sich die folgenden Auflagen: 

Der Denkmalfachbehörde Direktion Landesarchäologie - Erdgeschichte-, Nieder-
berger Höhe 1, 56077 Koblenz, ist der Beginn jeglicher Erdarbeiten rechtzeitig (min-
destens vier Wochen vorher) anzuzeigen, damit vor bzw. während der Bodenein-
griffe die geologischen und paläontologischen Befunde und Funde fachgerecht do-
kumentiert bzw. geborgen werden können. Eine Beeinträchtigung der laufenden Ar-
beiten erfolgt im Allgemeinen nicht, bzw. es werden im Falle größerer Bergungen 
entsprechende Absprachen getroffen. Der Bauherr/die Bauherren müssen die ört-
lich beauftragten Subunternehmer über die Auflagen nach DSchG instruieren. Etwa 
zu Tage kommende Fossilfunde etc. unterliegen gemäß §§ 16-21 des Denkmal-
schutzgesetzes Rheinland-Pfalz der Meldepflicht an die Generaldirektion Kulturelles 
Erbe, Direktion Landesarchäologie -Erdgeschichte-, Niederberger Höhe 1, D-56077 
Koblenz, 0261-6675-3033, Fax 0261-6675-3010. Die finanzielle Beteiligung des 
Vorhabenträgers an den notwendigen Maßnahmen der Denkmalfachbehörde richtet 
sich nach § 21 (3) Denkmalschutzgesetz und der entsprechenden Verfahrensver-
ordnung und ist durch den Vorhabensträger deutlich im Vorfeld des Beginns von 
Erdarbeiten mit uns zu regeln. 

▪ Der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäolo-
gie, Außenstelle Speyer sind gemäß Verzeichnung in der Fundstellenkartierung 
zwei archäologische Fundstellen im Geltungsbereich bekannt. Es handelt sich dabei 
um den Standort einer römischen villa rustica (Fdst. Alsenz 6) sowie um römerzeit-
liche Siedlungsbefunde (Fdst. Niedermoschel 12). Aufgrund der bereits erfolgten 
Versiegelung der Fläche ist jedoch nicht davon auszugehen, dass das hier in Rede 
stehende Vorhaben die genannten Fundstellen berührt. 

Unmittelbar nördlich der Baugrenze des vorliegenden Bebauungsplans liegt die be-
reits erwähnte römische villa rustica (Fdst. Alsenz 6). Vor einer eventuellen Über-
planung ist die Fachbehörde zu konsultieren, da sonst erhebliche Kosten für Gra-
bungen und wissenschaftliche Bearbeitung entstehen können, die dann vom Pla-
nungsträger zu tragen sind. 

Da nur ein geringer Teil der tatsächlich im Boden vorhandenen, archäologischen 
Denkmale bekannt ist, ergehen von der Direktion Landesarchäologie die folgenden 
Auflagen: 
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1. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des 
Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBI., 1978, S.159 ff), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.11.2008 (GVBI. ,2008, S.301) sowie 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 03.12.2014 (GVBI. S. 245) hinzuweisen. Da-
nach ist jeder zutage kommende, archäologische Fund unverzüglich zu mel-
den, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Ge-
genstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 

2. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der 
Verwaltung jedoch nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der 
GDKE. 

3. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direk-
tion Landesarchäologie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit wir 
unsere Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, 
planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung ent-
sprechend durchführen können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu 
rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten 
der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforder-
lich. 

▪ Außerdem können sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte Kleindenkmäler 
(wie Grenzsteine) befinden. Diese sind selbstverständlich zu berücksichtigen bzw. 
dürfen von Planierungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, histori-
schen Standort entfernt werden. 

8 Hinweise zur Radonvorsorge 

▪ Radon ist ein radioaktives Edelgas, das aus dem natürlich vorkommenden, radioak-
tiven Schwermetall Uran entsteht. Da Uran, wenn auch nur in geringer Konzentra-
tion, fast überall in der Erdkruste vorhanden ist, ist Radon dort ebenfalls im Erdreich 
nachzuweisen. Das gasförmige Radon kann in diesem Zusammenhang mit der Bo-
denluft über Klüfte im Gestein und durch den Porenraum der Gesteine und Böden 
an die Erdoberfläche wandern. 

▪ In der Luft außerhalb von Gebäuden wird das aus dem Boden austretende Radon 
sofort durch die Atmosphärenluft auf sehr niedrige Konzentrationen verdünnt. Inner-
halb von Gebäuden können jedoch aufgrund des Bauuntergrundes und der Bau-
weise beträchtliche Radonkonzentrationen auftreten. Die Radonkonzentration hängt 
in diesem Zusammenhang von den folgenden Faktoren ab: 

- technische Einflüsse des Bauwerks (wie z.B. Dichtigkeit des Gebäudes gegen 
Radoneintritt durch die Bodenplatte und erdberührende Wände, Luftdichtigkeit 
von Fenster und Türen, Lüftungsverhalten der Bewohner) 

- geologische Eigenschaften des Baugrunds (Uran- bzw. Radongehalt der Ge-
steine und Böden im Baugrund, Wegsamkeiten für das Radon im Erdreich, wie 
beispielsweise tektonische Störungen) 

▪ Da radioaktive Stoffe, wie Radon, die Zellen eines lebenden Organismus schädigen 
können, wurde für das Land Rheinland-Pfalz eine Radon-Prognosekarte 
(https://mapclient.lgb-rlp.de/?app=lgb&view_id=5, Stand 2016) erstellt. Die Karte 
enthält vier Radonpotenzial-Klassen, die einen Anhaltspunkt über die Höhe des 
wahrscheinlichen großflächigen Radonpotenzials aufzeigen. Kleinräumig, also am 
konkreten Bauplatz, können davon allerdings aufgrund der obengenannten geologi-
schen Einflussgrößen deutliche Abweichungen bei den Radonwerten auftreten, so 



Alsenz Bebauungsplan „Gewerbegebiet Nördlich der B420 - 1. Erweiterung,1. Änderung“ 

  Textliche Festsetzungen 

25.11.2021 Satzungsfassung 

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de Seite 11 von 15 

dass die Radon-Prognosekarte nicht als Grundlage einer Bauplanung herangezo-
gen werden kann, hier bedarf es stets gesonderter Untersuchungen. 

▪ Die bisher gemessenen Radonkonzentrationen in der Bodenluft lassen jedoch den 
Schluss zu, dass bei geeigneter Bauausführung praktisch überall in Rheinland-Pfalz 
Gebäude errichtet werden können, die den notwendigen Schutz vor Radon bieten. 
Effiziente und preiswerte Maßnahmen gegen Radon lassen sich am besten beim 
Bau eines Gebäudes verwirklichen. 

▪ Nach derzeitigem Kenntnisstand ist davon auszugehen, dass bei Radonkonzentra-
tionen in der Bodenluft unter 100.000 Bq/qbm bereits eine durchgehende Betonfun-
damentplatte und ein normgerechter Schutz gegen Bodenfeuchte in der Regel einen 
ausreichenden Schutz vor Radon bieten. Lediglich bei höheren Werten ist eine wei-
tergehende Vorsorge anzustreben (wie z.B. eine radondichte Folie unter der Bau-
platte). 

▪ Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereiches, in dem erhöhtes Radonpotenzial 
(40.000 - 100.000 Becquerel Radon pro Kubikmeter Bodenluft) mit lokal hohem Ra-
donpotenzial (>100 kBq/cbm) in und über einzelnen Gesteinshorizonten ermittelt 
wurde. 

▪ Das Landesamt für Geologie und Bergbau empfiehlt daher Radonmessungen in der 
Bodenluft in Abhängigkeit von den geologischen Gegebenheiten des Bauplatzes. 
Die Ergebnisse sollten Grundlage für die Bauplaner / Bauherren sein, sich ggf. für 
bauliche Vorsorgemaßnahmen zu entscheiden. Werden Werte über 100.000 Bec-
querel Radon pro Kubikmeter Bodenluft festgestellt, wird angeraten, bauliche Vor-
sorgemaßnahmen zu treffen, um den Eintritt des Radons ins Gebäude weitgehend 
zu verhindern. 

▪ Das Landesamt für Geologie und Bergbau bittet in diesem Zusammenhang darum, 
dass ihm gegebenenfalls die Ergebnisse der Radonmessungen mitgeteilt werden, 
damit diese in anonymisierter Form zur Fortschreibung der Radonprognosekarte 
von Rheinland-Pfalz genutzt werden können. 

▪ Das Landesamt für Geologie und Bergbau weist des Weiteren daraufhin, dass Stu-
dien ergeben haben, dass für Messungen im Gestein/Boden unbedingt Langzeit-
messungen (ca. 3 bis 4 Wochen) notwendig sind. Kurzzeitmessungen sind hierbei 
nicht geeignet, da die Menge des aus dem Boden entweichenden Radons in kurzen 
Zeiträumen sehr stark schwankt. Dafür sind insbesondere Witterungseinflüsse wie 
Luftdruck, Windstärke, Niederschläge oder Temperatur verantwortlich. Nur so kön-
nen aussagefähige Messergebnisse erzielt werden. Es wird deshalb empfohlen, die 
Messungen in einer Baugebietsfläche an mehreren Stellen, mindestens 6 je Hektar, 
gleichzeitig durchzuführen. Die Anzahl kann aber in Abhängigkeit von der geologi-
schen Situation auch höher sein. 

▪ Die Arbeiten sollten von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingenieurbüro 
ausgeführt werden und dabei die folgenden Posten enthalten: 

- Begehung der Fläche und Auswahl der Messpunkte nach geologischen Kriterien, 

- radongerechte, ca. 1,0 m Tiefe Bohrungen zur Platzierung der Dosimeter, dabei 
bodenkundliche Aufnahme des Bohrgutes, 

- fachgerechter Einbau und Bergen der Dosimeter, 

- Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wetterdaten zur 
Ermittlung der Radonkonzentration im Messzeitraum und der mittleren jährlichen 
Radonverfügbarkeit, 
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- Kartierung der Ortsdosisleistung (gamma), 

- Interpretation der Daten und schriftliches Gutachten mit Bauempfehlungen. 

▪ Weitere Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchführung der 
Radonmessung in der Bodenluft beantwortet das Landesamt für Geologie und Berg-
bau Rheinland-Pfalz (Internet: www.lgb-rlp.de; Telefon: 06131/9254-0). 

▪ Weiterführende Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und Ra-
donsanierungen können auch dem „Radon-Handbuch“ des Bundesamtes für Strah-
lenschutz entnommen werden. Weiterhin steht zu der Thematik „Radon in Gebäu-
den bzw. in der Bodenluft“ die Radon-Informationsstelle im Landessamt für Umwelt 
(E-Mail: radon@lfu.rlp.de; Telefon: 06131/6033-1263) zur Verfügung. 

9 DIN-Vorschriften / technische Regelwerke und Vorschriften 

▪ Soweit in den textlichen Festsetzungen auf DIN-Normen, sonstige technische Re-
gelwerke und Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse) Bezug genommen 
wird, können diese bei der Verbandsgemeindeverwaltung Nordpfälzer Land, Abtei-
lung Bauen (Schulstraße 16, 67821 Alsenz) eingesehen werden. 

▪ DIN-Vorschriften sind darüber hinaus zu beziehen über den Beuth-Verlag (Beuth-
Verlag GmbH, Burggrafenstraße 66, 10787 Berlin, www.beuth.de). 

10 Hinweise zur Wasserversorgung / Abwasserbeseitigung / Niederschlagsbewirt-
schaftung / Starkregengefährdung 

▪ Niederschlagswasserbewirtschaftung: 

Aktuell wird das nicht behandlungsbedürftige Niederschlagswasser, des Plangebie-
tes, in den Elkersberger Graben (Gewässer II. Ordnung zur Moschel) eingeleitet. 
Hierfür liegt eine gehobene Erlaubnis, mit Bescheid der SGD Süd Regionalstelle 
WAB Kaiserslautern (AZ.: 32/2-11.02-220 29/11) vom 08.11.2011, für die Einleitung 
von nicht mehr als 170 l/s vor. Es ist geplant die Verkaufsfläche des Lebensmittel-
markts um 235 m² zu vergrößern. Aufgrund des Baufensters ist davon auszugehen, 
dass die Erweiterung auf bereits versiegelter Fläche erfolgen soll, und daher durch 
den bestehenden Bescheid abgedeckt wird. Im Falle einer Mehrversieglung wäre 
dies nicht durch die Erlaubnis vom 08.11.2011 abgedeckt und müsste mit der zu-
ständigen unteren Wasserbehörde der KV Donnersbergkreis abgestimmt werden. 

▪ Starkregengefährdung: 

An Intensität und Häufigkeit zunehmende Starkregenereignisse stellen eine Heraus-
forderung für die moderne Bauleitplanung dar; die gesunden Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse müssen gewahrt werden. Für die Verbandsgemeinde Nordpfälzer Land 
liegt die Gefährdungsanalyse mit ausgewiesenen Sturzflutentstehungsgebieten des 
Landesamts für Umwelt (LfU) vor (Hochwasserinfopaket, Karte 5); diese sollte ent-
sprechend berücksichtigt werden. Zudem müssen die tatsächlichen Abflussverhält-
nisse vor Ort näher betrachtet werden, da sie ggf. durch Bebauung, Infrastruktur etc. 
beeinflusst werden und von den Darstellungen in den Starkregengefährdungskarten 
abweichen können.  

Die Ortsgemeinde Alsenz ist von Sturzfluten nach Starkregen stark gefährdet. Im 
Westen angrenzend an das Plangebiet werden in Karte 5 erhöhte Abflusskonzent-
rationen dargestellt. Im westlichen Teil des Geltungsbereichs werden zudem poten-
zielle Überflutungen an Tiefenlinien dargestellt, welche die vorhandene Bebauung 
betreffen. Gefährdete Bereiche sollten möglichst von Bebauung freigehalten wer-
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den; die vorhandene Situation sollte nicht weiter verschärft werden. Ggf. sollte ge-
prüft werden, ob geeignete Maßnahmen zur Gefährdungsvorsorge möglich sind 
(z.B. Objektschutz, Schaffung und Erhalt von Notabflusswegen u. a.). 

▪ Schmutzwasser: 

Nach § 57 LWG hat die Verbandsgemeinde Nordpfälzer Land als Pflichtaufgabe der 
Selbstverwaltung sicherzustellen, dass das in ihrem Gebiet anfallende Abwasser 
ordnungsgemäß beseitigt wird. Hierbei darf das Wohl der Allgemeinheit nicht beein-
trächtigt werden (§ 55 WHG). Die Verbandsgemeinde hat die dafür erforderlichen 
Einrichtungen und Anlagen nach den jeweils in Betracht kommenden Regeln der 
Technik zu errichten und zu betreiben (§ 60 WHG u. § 60 LWG). Die Festsetzungen 
im Bebauungsplan und der sich daraus ergebende Umgang mit Schmutzwasser darf 
keine nachteilige Veränderung des ökologischen und chemischen Zustands der Ge-
wässer nach sich ziehen sowie das Erreichen der Bewirtschaftungsziele nicht ge-
fährden (§ 27 WHG). Das anfallende Schmutzwasser ist über die öffentliche Kana-
lisation der Kläranlage Alsenz zuzuführen. 

▪ Bodenschutz: 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind der Struktur- und Genehmi-
gungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz 
Kaiserlautern keine Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderun-
gen oder Verdachtsflächen bekannt (nachsorgender Bodenschutz). Sofern bei 
Ihnen Erkenntnisse über abgelagerte Abfälle (Altablagerungen), stillgelegte Anla-
gen, bei denen mit umweltgefährlichen Stoffen umgegangen wurde (Altstandorte) 
oder gefahrverdächtige Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen wie z.B. Schad-
stoffverunreinigungen, Bodenverdichtungen oder -erosionen (Verdachtsflächen 
bzw. schädliche Bodenveränderungen) vorliegen, sollten diese auf ihre Umweltaus-
wirkungen (Gefährdungspfade Boden, Wasser, Luft) hin überprüft werden. Gemäß 
der Rutschungsdatenbank des Landes Rheinland-Pfalz, die vom Landesamt für Ge-
ologie und Bergbau (LGB) erstellt wurde, befindet sich der Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes (Teil 1 und Teil 2) in einer Quadratkilometerkachel, in der mehrere 
Massenbewegungen verzeichnet sind. Weitere Informationen hierzu und zu evtl. 
durch Massenbewegungen o. ä. hervorgerufene Gefährdungen (z. B. Standsicher-
heitsprobleme) liegen der SGD Süd nicht vor. 
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E. PFLANZLISTEN 

Bei den aufgeführten Pflanzenarten handelt es sich um eine Auswahl, die Liste ist nicht 
abschließend. 

Entscheidend für eine standortgerechte und ökologische Pflanzenauswahl ist die Ver-
wendung von möglichst einheimischen Gehölzen. Qualifizierte Baumschulen bieten 
hierzu Beratung an. 

Für zu pflanzende Bäume und Sträucher werden folgende Mindestsortierungen emp-
fohlen: 

▪ Bäume 1. Ordnung:  Hochstamm, Stammumfang 16-18 cm, mit Ballen 

▪ Bäume 2. Ordnung:  Hochstamm, Stammumfang 10-12 cm, mit Ballen 

▪ Sträucher:    verpflanzt, ohne Ballen, 60-100 cm hoch 

1 Liste 1 – Laubbäume 

▪ Bäume 1. Ordnung für die Begrünung von Stellplätzen 

- Acer pseudo-platanus - Bergahorn 

- Acer platanoides  - Spitzahorn 

- Carpinus betulus  - Hainbuche 

- Fraxinus excelsior  - Esche 

- Tilia cordata   - Winterlinde 

- Quercus robur   - Stieleiche 

- Quercus petraea  - Traubeneiche 

2 Liste 2 – Sträucher und Heister 

▪ Bäume 2. Ordnung 

- Acer campestre   - Feldahorn 

- Carpinus betulus  - Hainbuche 

- Prunus avium   - Vogelkirsche 

- Prunus padus   - Traubenkirsche 

- Sorbus aucuparia  - Eberesche (Vogelbeere) 

▪ Sträucher 

- Cornus sanguinea  - Roter Hartriegel  

- Corylus avellana  - Haselnuss 

- Crataegus monogyna  - Eingriffeliger Weißdorn 

- Ligustrum vulgare  - Liguster 

- Lonicera xylosteum  - Heckenkirsche 

- Prunus spinosa   - Schlehe 

- Rosa canina   - Hundsrose 

- Salix caprea   - Salweide 

- Sambucus nigra  - Schwarzer Holunder 

- Viburnum opulus  - Gemeiner Schneeball 

3 Liste 3 – Obstbäume 

▪ Bäume 2. Ordnung  

Apfelbäume in heimischen robusten Sorten 
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AUSFERTIGUNG 

Der Bebauungsplan, bestehend aus Planzeichnung, bauplanungsrechtlichen und bauord-
nungsrechtlichen Festsetzungen und Begründung stimmt mit allen seinen Bestandteilen mit 
dem Willen des Gemeinderates überein. 

Das für den Bebauungsplan vorgeschriebene gesetzliche Verfahren wurde eingehalten. 

Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt. 

 

Ausgefertigt: 

Alsenz, den ................... 

  

 

....................................................... 

Karin Wänke 
(Ortsbürgermeisterin) 
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ANLAGE 

Auszug aus dem Einzelhandelskonzept für die Verbandsgemeinde Alsenz-Obermoschel vom 
Oktober 2019 (S. 48 f.) 
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